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1. VStG § 9 heute

2. VStG § 9 gültig ab 05.01.2008 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 3/2008

3. VStG § 9 gültig von 01.01.2002 bis 04.01.2008 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 137/2001
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4. VwGG § 34 gültig von 01.03.2013 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

5. VwGG § 34 gültig von 01.07.2008 bis 28.02.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 4/2008

6. VwGG § 34 gültig von 01.08.2004 bis 30.06.2008 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 89/2004

7. VwGG § 34 gültig von 01.09.1997 bis 31.07.2004 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 88/1997
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8. VwGG § 34 gültig von 05.01.1985 bis 31.08.1997

Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Dr. Hö;nger und die Hofräte Dr. Riedinger

und Dr. N. Bachler als Richter, im Beisein der Schriftführerin MMag. Gold, über die Beschwerde 1. des K W und 2. der P

+ W GmbH, beide in M, Deutschland, beide vertreten durch die Fiebinger, Polak, Leon & Partner Rechtsanwälte GmbH

in 1060 Wien, Am Getreidemarkt 1, gegen den Bescheid des Unabhängigen Verwaltungssenates im Land

Niederösterreich, Außenstelle Wiener Neustadt, vom 16. November 2009, Zl. Senat-BN-07-1112, betreFend

Übertretungen des ASchG,

Spruch

I. den Beschluss gefasst:römisch eins. den Beschluss gefasst:

Die Beschwerde der Zweitbeschwerdeführerin wird zurückgewiesen.

II. zu Recht erkannt:römisch zwei. zu Recht erkannt:

Der angefochtene Bescheid wird wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes aufgehoben.

Der Bund hat dem Erstbeschwerdeführer Aufwendungen in der Höhe von EUR 1.326,40 binnen zwei Wochen bei

sonstiger Exekution zu ersetzen.

Begründung

Dem Erstbeschwerdeführer wurde mit Straferkenntnis der Bezirkshauptmannschaft Baden (BH) vom 24. April 2007 als

gemäß § 9 VStG Verantwortlichem der Zweitbeschwerdeführerin 1. eine Übertretung der § 86 Abs. 1 iVm § 86 Abs. 3

und 2. des § 7 Abs. 4 der Bauarbeiterschutzverordnung vorgeworfen; über ihn wurden gemäß § 130 Abs. 5 Z. 1

ArbeitnehmerInnenschutzgesetz (ASchG) zu Spruchpunkt 1. eine Geldstrafe in der Höhe von EUR 1.000,--

(Ersatzfreiheitsstrafe 2 Tage) und zu Spruchpunkt 2. eine Geldstrafe in der Höhe von EUR 4.500,-- (Ersatzfreiheitsstrafe

9 Tage) verhängt.Dem Erstbeschwerdeführer wurde mit Straferkenntnis der Bezirkshauptmannschaft Baden (BH) vom

24. April 2007 als gemäß Paragraph 9, VStG Verantwortlichem der Zweitbeschwerdeführerin 1. eine

Übertretung der Paragraph 86, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 86, Absatz 3 und 2, des Paragraph 7, Absatz

4, der Bauarbeiterschutzverordnung vorgeworfen; über ihn wurden gemäß Paragraph 130, Absatz 5, ZiFer eins,

ArbeitnehmerInnenschutzgesetz (ASchG) zu Spruchpunkt 1. eine Geldstrafe in der Höhe von EUR 1.000,--

(Ersatzfreiheitsstrafe 2 Tage) und zu Spruchpunkt 2. eine Geldstrafe in der Höhe von EUR 4.500,-- (Ersatzfreiheitsstrafe

9 Tage) verhängt.

Die gegen Spruchpunkt 2. des Straferkenntnisses erhobene Berufung des Erstbeschwerdeführers wies die belangte

Behörde am Ende der am 14. August 2009 statt;ndenden Verhandlung mit mündlich verkündeter

Berufungsentscheidung mit der Maßgabe ab, dass der Erstbeschwerdeführer "als gemäß § 9 VStG Verantwortlicher

(Geschäftsführer)" der Zweitbeschwerdeführerin anzusehen sei und die verhängte Gesamtgeldstrafe im Ausmaß von

EUR 4.500,-- ( Ersatzfreiheitsstrafe 9 Tage) je betroFenem Arbeitnehmer aufgegliedert werde auf je EUR 1.500,--

(Ersatzfreiheitsstrafe im Nichteinbringungsfalle je 3 Tage).Die gegen Spruchpunkt 2. des Straferkenntnisses erhobene

Berufung des Erstbeschwerdeführers wies die belangte Behörde am Ende der am 14. August 2009 statt;ndenden

Verhandlung mit mündlich verkündeter Berufungsentscheidung mit der Maßgabe ab, dass der Erstbeschwerdeführer

"als gemäß Paragraph 9, VStG Verantwortlicher (Geschäftsführer)" der Zweitbeschwerdeführerin anzusehen sei und

die verhängte Gesamtgeldstrafe im Ausmaß von EUR 4.500,-- ( Ersatzfreiheitsstrafe 9 Tage) je betroFenem

Arbeitnehmer aufgegliedert werde auf je EUR 1.500,-- (Ersatzfreiheitsstrafe im Nichteinbringungsfalle je 3 Tage).

Die schriftliche Ausfertigung des Bescheides datiert mit 16. November 2009 und wurde dem Erstbeschwerdeführer am

7. Dezember 2009 zugestellt.

Dagegen richtet sich die vorliegende Beschwerde.

Die belangte Behörde legte die Akten des Verwaltungsverfahrens vor und erstattete eine Gegenschrift, in der sie die

kostenpflichtige Abweisung der Beschwerde beantragt.

Der Erstbeschwerdeführer und die Zweitbeschwerdeführerin erstatteten eine Replik zu dieser Gegenschrift.

Der Verwaltungsgerichtshof hat erwogen:

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1985/10/P34/NOR12011219
https://www.jusline.at/gesetz/vstg/paragraf/9


I. Zur Beschwerde des Erstbeschwerdeführers: römisch eins. Zur Beschwerde des Erstbeschwerdeführers:

Der vorliegende Beschwerdefall ist in allen maßgeblichen Belangen jenem gleichgelagert, der mit dem hg. Erkenntnis

vom heutigen Tag, Zl. 2010/02/0011, entschieden wurde. Es genügt daher, gemäß § 43 Abs. 2 VwGG auf die dortigen

Entscheidungsgründe zu verweisen.Der vorliegende Beschwerdefall ist in allen maßgeblichen Belangen jenem

gleichgelagert, der mit dem hg. Erkenntnis vom heutigen Tag, Zl. 2010/02/0011, entschieden wurde. Es genügt daher,

gemäß Paragraph 43, Absatz 2, VwGG auf die dortigen Entscheidungsgründe zu verweisen.

Der angefochtene Bescheid war daher gemäß § 42 Abs. 2 Z. 1 VwGG wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes

aufzuheben. II. Zur Beschwerde der Zweitbeschwerdeführerin: Der angefochtene Bescheid war daher gemäß

Paragraph 42, Absatz 2, ZiFer eins, VwGG wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes aufzuheben. römisch zwei. Zur

Beschwerde der Zweitbeschwerdeführerin:

Der angefochtene Bescheid enthält - ebenso wie das erstinstanzliche Straferkenntnis - in seinem Spruch keinerlei

normativen Abspruch über die Haftung der zweitbeschwerdeführenden Partei gemäß § 9 Abs. 7 VStG für die über den

Erstbeschwerdeführer verhängte Geldstrafe und die von ihm zu bezahlenden Verfahrenskosten. Der angefochtene

Bescheid ist daher mangels eines gegen sie exequierbaren Abspruches nicht geeignet, in deren Rechtssphäre

einzugreifen, weshalb der Zweitbeschwerdeführerin auch die Legitimation zur Erhebung der vorliegenden Beschwerde

beim Verwaltungsgerichtshof fehlt (vgl. dazu das hg. Erkenntnis vom 24. September 2010, Zl. 2010/02/0160, mwN) und

ihre Beschwerde gemäß § 34 Abs. 1 und Abs. 3 VwGG zurückzuweisen war.Der angefochtene Bescheid enthält - ebenso

wie das erstinstanzliche Straferkenntnis - in seinem Spruch keinerlei normativen Abspruch über die Haftung der

zweitbeschwerdeführenden Partei gemäß Paragraph 9, Absatz 7, VStG für die über den Erstbeschwerdeführer

verhängte Geldstrafe und die von ihm zu bezahlenden Verfahrenskosten. Der angefochtene Bescheid ist daher

mangels eines gegen sie exequierbaren Abspruches nicht geeignet, in deren Rechtssphäre einzugreifen, weshalb der

Zweitbeschwerdeführerin auch die Legitimation zur Erhebung der vorliegenden Beschwerde beim

Verwaltungsgerichtshof fehlt vergleiche , dazu das hg. Erkenntnis vom 24. September 2010, Zl. 2010/02/0160, mwN)

und ihre Beschwerde gemäß Paragraph 34, Absatz eins und Absatz 3, VwGG zurückzuweisen war.

III. Die Kostenentscheidung gründet sich auf die §§ 47 F VwGG iVm der VwGH-Aufwandersatzverordnung 2008,

BGBl. II Nr. 455.römisch drei. Die Kostenentscheidung gründet sich auf die Paragraphen 47, F VwGG in Verbindung mit

der VwGH-Aufwandersatzverordnung 2008, Bundesgesetzblatt , II Nr. 455.

Wien, am 26. November 2010

Schlagworte
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